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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 05 – Ministerium der Justiz und
für Europa des Staatshaushaltsplans für die Haushaltsjahre 2018/19 in seiner 
21. Sitzung am 22. November 2017 beraten.

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 8. November 2017 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Do -
tationen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außer -
tarif licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 16/3019, soweit sie den
Einzelplan 05 berührt.

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge
05/1 bis 05/6, 05/8 bis 05/15 sowie der Entschließungsantrag 05/7 sind diesem
Bericht beigefügt (siehe Anlagen).
Der Vorsitzende begrüßt die Vertreterinnen und Vertreter des Ministeriums der
Justiz und für Europa.

Der Berichterstatter führt aus, damit die Justiz ihre Unabhängigkeit wahren
könne, müsse sie entsprechend ausgestattet werden. Der Anteil der Personal -
kosten am Etat des Ministeriums der Justiz und für Europa betrage 70 %. Durch
das Personalbedarfsberechnungssystem PEBB§Y lasse sich der Einsatz der
Stellen sehr transparent nachvollziehen.

Zum 1. Januar 2018 werde die Notariatsreform endgültig wirksam. Durch die
Reform habe es schon Einsparungen beim Personal gegeben oder sei es möglich,
Personal umzusetzen. Auch fielen 2018 Einnahmen, die bisher über die Notariate
erzielt worden seien, in großem Umfang weg. Die Grundbuchführung gehe auf
die Amtsgerichte über. 

Der vorliegende Haushaltsentwurf weise 67 neue Stellen für Richter und Staats -
anwälte aus. Ferner seien 55 neue Stellen in der Verwaltungsgerichtsbarkeit
vorgesehen. Dies gehe insbesondere auf die vielen asylrechtlichen Klagever-
fahren zurück. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) habe
seine Rückstände inzwischen abgearbeitet. Nun komme die Asylverfahrenswelle
auf die Verwaltungsgerichtsbarkeit zu, da nach wie vor die eine oder andere
Entscheidung des BAMF strittig sei. Er hoffe, dass sich der Bund bei seinen
Entscheidungen etwas mehr an der Realität orientiere. 

Geschaffen würden außerdem 64 neue Stellen für Justizwachtmeister. Hierbei
gehe es um die Sicherheit insbesondere im Justizzentrum in Stuttgart-Stamm -
heim.

Ausgewiesen seien 20 k.w.-Stellen in den Grundbuchämtern sowie 28 k.w.-
Stellen für Rechtspflegeranwärter, weil auch in diesem Bereich ein größerer Be-
darf bestanden habe. Schließlich würden noch für Gerichtsvollzieheranwärter,
die nun ein Hochschulstudium in Schwetzingen aufnehmen könnten, 30 Stellen
ausgebracht.

Durch den Wegfall der Notariatsgebühren fehlten 123 Millionen € an Einnah-
men. Frei werdende Personalstellen im Notariatsbereich, durch die zumindest
teilweise ein Ausgleich möglich gewesen wäre, seien schon früher dazu ver-
wandt worden, die Personalsituation in der Justiz zu verbessern. Insofern ergebe
sich für 2018 und 2019 ein Zuschussbedarf von zusammen 153 Millionen €.

Ein weiterer wichtiger Punkt sei die Einführung des elektronischen Rechtsver kehrs
und der elektronischen Akte. Ab dem 1. Januar 2018 solle der Schrift verkehr mit
den Gerichten elektronisch abgewickelt werden. Zum 1. Januar 2022 wiederum hät-
ten alle Beteiligten ihre Korrespondenz mit den Gerichten ver pflichtend ausschließ -
lich elektronisch zu führen. Insgesamt würden bei den Staats anwaltschaften und den
Gerichtsbarkeiten im Land über 12 000 Arbeits plätze auf digitale Aktenbearbeitung
und elektronische Geschäftsabläufe umge stellt.

Als einen weiteren Schwerpunkt sehe die Regierungskoalition den Justizvollzug
an. Sie habe sich dessen Modernisierung verschrieben. Schon in den Vorjahren
seien einige neue Stellen in diesem Bereich ausgebracht worden. Nun würden
weitere 151 neue Stellen geschaffen, sodass die Empfehlungen der Experten -
kommission zum Umgang mit psychisch auffälligen Gefangenen umgesetzt wer-
den könnten.
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Mit dem vorliegenden Etat werde eine hohe Zahl an Wegfallvermerken vollzo-
gen: 743 im Jahr 2018 und 91 im Jahr 2019. Dabei orientiere sich die Regie -
rungs koalition an den Empfehlungen des Rechnungshofs.

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 16/3019,
soweit diese den Einzelplan 05 betrifft, ohne Widerspruch Kennt-
nis.

Außerdem nimmt der Ausschuss vom Vorwort, von den produkt -
orientierten Informationen sowie der grafischen Übersicht der Fach-
bzw. Servicebereiche ohne Widerspruch Kenntnis.

Kapitel 0501

Ministerium

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 05/8 und 05/9 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD bringt vor, der Ansatz bei Titel 534 69 –
Dienstleistungen Dritter u. dgl. – werde von 400 000 € auf je 851 400 € in den
Jah ren 2018 und 2019 erhöht. Dies sei mehr als eine Verdopplung. Er fragt,
worauf die Prognose des Mehrbedarfs zurückgehe, und erkundigt sich nach dem
Ist im Vollzug des Haushaltsjahrs 2017.

Der Minister der Justiz und für Europa betont, die Kostensteigerungen seien
durch sein Haus nicht beeinflussbar und hingen mit dem Outsourcing der Büro -
kommunikation zusammen.

Ein Vertreter des Ministeriums der Justiz und für Europa ergänzt, die vorherige
Landesregierung habe entschieden, die outgesourcten Leistungen im Bereich der
EDV wieder hereinzuholen und damit einen Landesbetrieb zu beauftragen. Die IT
Baden-Württemberg (BITBW) sei mit dieser Aufgabe betraut worden und komme
ihr nach. Das Ministerium wiederum unterliege einem Nutzungszwang und müsse
die von der BITBW kalkulierten Preise zahlen.

In der Vergangenheit hätten über den Outsourcingvertrag sehr günstige Konditio-
nen bestanden. Inzwischen seien die Preise für werthaltige IT-Produkte am Markt
gestiegen. Dieser Punkt ziehe sich durch die einzelnen Kapitel des vorliegenden
Etats. Hierbei werde man jeweils auf einen höheren Ansatz stoßen. Das Ministeri-
um befinde sich aber in Gesprächen und sei zuversichtlich, eine gute Ausstattung
zu einem angemessenen Preis bereitstellen zu können.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der SPD trägt vor, die Regierungsfraktio-
nen begehrten zusätzliche Mittel für den geplanten Wildtierpark in unmittelbarer
Nähe zum Nationalpark Schwarzwald. Dem stimme die SPD-Fraktion zu.

Jedoch bitte er zum Titel 686 71 – Zuschüsse für Werbemaßnahmen und Ab-
satzförderung –, bei dem größere Beträge angesetzt seien, über die im Haushalts-
plan enthaltene Aufzählung hinaus um einige Erläuterungen.

Der Minister der Justiz und für Europa teilt mit, die aus dem Jahr 2009 stam-
mende Tourismuskonzeption Baden-Württemberg werde jetzt fortgeschrieben. Es
gehe z. B. um die Weiterentwicklung des Heilbäder- und Kurortewesens und der
Tourismuskonzeption mit Blick auf Digitalisierung und demografische Entwick-
lung. In diesem Zusammenhang sollten auch konkrete Maßnahmen ergriffen wer-
den wie die, im Bereich der Digitalisierung eine Angebotsstruktur aus einer Hand
zu entwickeln und unterschiedliche Angebote zu bündeln, um es dem Gast
möglichst einfach zu machen, auf entsprechende Angebote zurückzugreifen.

In Bezug auf die Kooperation der einzelnen Tourismusverbände solle der Weg
hin zu sogenannten Leuchttürmen beschritten werden. Es gehe auch darum,
konkrete Projekte zu forcieren und anzustoßen, um im Land insgesamt zu einer
einheitlicheren Darstellung zu gelangen. Beabsichtigt sei ferner, dem Mangel an
Fachkräften im Tourismusbereich dadurch zu begegnen, dass Berufsprofile und
entsprechende Perspektiven aufgezeigt würden. 

Der zunächst theoretischen Fortschreibung der Tourismuskonzeption sollten also
zumindest in ersten Stufen einzelne konkrete Projekte folgen. Zum Teil stünden
diese schon fest, zum Teil ergäben sie sich aus der Fortschreibung der Konzeption.



9

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 16 / 3205

Den Änderungsanträgen 05/8 und 05/9 wird jeweils mehrheitlich
zugestimmt.

Kapitel 0501 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich
genehmigt.

Kapitel 0502

Allgemeine Bewilligungen

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 05/3, 05/10, 05/4 und 05/5 mit zur
Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD legt dar, die Erhöhung der Mittel für die
Sacharbeit zur Verbreitung des europäischen Gedankens – Titel 531 89 – sei be -
reits bei der Beratung des Etats des Staatsministeriums angesprochen worden. Er
könnte sich vorstellen, dass es hier im Ausschuss eine Mehrheit dafür gäbe, die
Mittel für Europa entgegen der bisherigen Praxis im dafür zuständigen Ministeri-
um zu konzentrieren.

Die mit Blick auf das Jahr 2019 geplante landesweite Europawahlkampagne sei
nicht so schnell, wie gewünscht, in Gang gekommen. Er frage, wie sich das
Minis terium den Verlauf der Kampagne sowie die Verwendung der Mittel vor -
stelle und mit welchen Akteuren die Kampagne durchgeführt werden solle.

Seine Fraktion stehe dem Vorhaben grundsätzlich positiv gegenüber. Allerdings
sehe es seines Erachtens so aus, dass das Vorgehen bei der derzeitigen Zwei-
gleisigkeit nicht wirklich effektiv sei.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP schließt sich den Ausführungen
seines Vorredners an und unterstreicht, auch ihm wäre es lieber gewesen, wenn
man die Mittel nicht in den Haushalt des Staatsministeriums, sondern in den des
Ministeriums der Justiz und für Europa eingestellt hätte.

Der Begründung des Änderungsantrags 05/10 zufolge würden im Rahmen einer
landesweiten Europawahlkampagne auch die europaaktiven Verbände und Ins -
titutionen einbezogen. Ihn interessiere, wie deren überparteilicher Charakter ge -
währleistet werden solle. Im Übrigen wäre es gut gewesen, wenn dem Aus schuss
schon ein Grobkonzept für die Europawahlkampagne vorgelegen hätte.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD erklärt zum Änderungsantrag 05/3, die
Ansätze bei Titel 541 88 – Aufwendungen für Veranstaltungen der Vertretung des
Landes bei der Europäischen Union – erschienen seiner Fraktion nicht nachvoll -
ziehbar. Es finde sich keine konkrete Beschreibung, aus der hervorgehe, weshalb
die ausgebrachten Ansätze in dieser Höhe benötigt würden. Daher beantrage seine
Fraktion, die aufgegriffenen Ansätze deutlich zu senken und sie auf das Ist des
Jahres 2016 zu reduzieren.

Er stimme dem Abgeordneten der Fraktion der SPD zu: Wenn die Landes -
regierung für Belange der Europäischen Union werben wolle, sollten die Mittel
dafür im Etat des zuständigen Ministeriums veranschlagt und nicht auf ver-
schiedene Einzelhaushalte verteilt werden.

Der Minister der Justiz und für Europa gibt bekannt, die Mittel könnten entweder
gebündelt in einem Ressort ausgebracht oder auf Staatsministerium und Minis-
terium der Justiz und für Europa verteilt werden. Im Vorfeld sei eine Verständi-
gung auf das zuletzt genannte Vorgehen erfolgt. Wichtig sei, dass Einigkeit über
das Ziel der gemeinsamen Projekte bestehe und sich aus der Zuweisung der Mittel
eine klare Rollenverteilung ergebe, wer bei einer solchen Kampagne letztlich
wofür verantwortlich sei und die Mittel bereithalte.

Für den 6. Dezember 2017 sei die Auftaktveranstaltung zur Europawahlkampagne
geplant. Die Einladungen dazu müssten in diesen Tagen ergehen. Vorgesehen sei
ein mehrstufiges Verfahren. Zum einen solle es ein Forum mit Europaexperten
geben, bei dem über unterschiedliche Themen diskutiert werde. Für diesen
Diskurs übernehme primär sein Haus die Verantwortung.

Ferner sollten sogenannte Bürgerdialoge stattfinden, durch die auch die Zivilge-
sellschaft sehr stark in den Prozess eingebunden werde. Dafür wiederum komme
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dem Staatsministerium eine sehr starke Verantwortung zu. Dies bedeute nicht,
dass beide Häuser bei allen Vorhaben nicht auch gemeinsam aktiv seien. Doch
müsse immer geklärt werden, wem wofür die Zuständigkeit obliege.

Ein Ziel sei immer auch die Öffentlichkeitsarbeit mit Blick auf die Europawahlen.
Einen dritten Strang bildeten daher öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen in
der Fläche des Landes. Sie würden sowohl vom Staatsministerium als auch von
seinem Haus organisiert und durchgeführt.

Am Ende des Prozesses solle auch ein Leitbild entstehen, wie sich Baden-Würt-
temberg in die Diskussion über die Reform der Europäischen Union auch mit
konkreten Zielen einbringen wolle.

Entscheidend sei für ihn, bei der landesweiten Europawahlkampagne sehr stark
auf die vorhandenen europaaktiven Verbände und Institutionen zurückzugreifen.
Hierüber sehe er keinen Dissens mit der Staatsrätin für Zivilgesellschaft und
Bürgerbeteiligung. Auch den europaaktiven Verbänden und Institutionen liege
daran, sehr stark in die Kampagne eingebunden zu werden. Dies habe das Minis-
terium der Justiz und für Europa auch zugesichert. Sobald sich die einzelnen Aus-
prägungen der Kampagne vorlegen ließen, werde mit den europaaktiven Verbän-
den und Institutionen und auch mit den Kommunen diskutiert. Er meine, dass
auch auf vorhandene funktionierende Strukturen vor Ort zurückzugreifen sei. In
diesem Bereich werde bereits sehr viel Positives geleistet.

Der etwas spätere Start der Europawahlkampagne hänge vielleicht auch mit der
Bundestagswahl zusammen. Es sei erklärter Wille der Landesregierung, sich ge -
rade jetzt für Europa stark zu machen.

Zwar seien die Mittel für Veranstaltungen der Vertretung des Landes bei der
Euro päischen Union angehoben worden, doch handle es sich hierbei nicht um die
ganz hohen Beträge. In diesem Bereich sei der Aufwand ebenfalls gestiegen. Ver-
anstaltungen würden verdichtet. Gerade in der gegenwärtigen Zeit solle Netz -
werkarbeit mit Mitarbeitern der Kommission sowie Vertretern des Europäischen
Parlaments und des Rates geleistet werden. Es sei erklärter Wille der Lan-
desregierung, mehr Menschen – insbesondere Jugendliche – nach Brüssel zu brin-
gen. Auch die dortige Landesvertretung öffne sich verstärkt für Besuchergruppen.
Wenn mehr Aktivitäten entfaltet würden, erhöhe sich in gewissem Umfang auch
der Mittelbedarf.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP bemerkt, in Titel 531 89 
– Für die Sacharbeit zur Verbreitung des europäischen Gedankens – seien im Jahr
2017 noch 248 000 € angesetzt gewesen. Für die Haushaltsjahre 2018 und 2019
jedoch habe sich dieser Ansatz auf jeweils rund 50 000 € reduziert. Er frage, an
welcher Stelle der Differenzbetrag erscheine.

Der Minister der Justiz und für Europa antwortet, der Änderungsantrag 05/10 der
Regierungsfraktionen begehre, die Mittel für die Haushaltsposition, die sein Vor -
redner angesprochen habe, zu erhöhen. Dies begrüße sein Haus. Bei den ersten
Haushaltsgesprächen sei es nicht möglich gewesen, hier mehr Geld einzustellen.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD bringt zum Ausdruck, der Minister habe
strukturiert dargestellt, woran bei der Sacharbeit zur Verbreitung des europä -
ischen Gedankens gedacht sei. Dafür danke er dem Minister. Hierbei handle es
sich nicht um eine laufende Aufgabe, sondern um ein Projekt, das sich Staats -
minis terium und Europaministerium teilten. Ihn interessiere, ob die jetzt ange-
führten Aufgaben dem Staats- bzw. dem Europaministerium planscharf zuge -
wiesen seien oder ob ein gegenseitiger Zugriff auf das Budget des anderen Hauses
möglich sei.

Der Minister der Justiz und für Europa hebt hervor, einen solchen Zugriff solle es
nicht geben. Vielmehr sei geplant, dass jeder der Beteiligten im Rahmen dessen,
was er beisteuere, die Finanzhoheit besitze.

Der Änderungsantrag 05/3 wird mehrheitlich abgelehnt.

Der Vorsitzende weist darauf hin, der Änderungsantrag 05/10 gehe weiter als der
Änderungsantrag 05/4 und werde daher zuerst zur Abstimmung gestellt.

Dem Änderungsantrag 05/10 wird mehrheitlich zugestimmt.
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Der Vorsitzende hält fest, durch die Zustimmung zum Änderungsantrag 05/10
erübrige sich eine Abstimmung über den Änderungsantrag 05/4.

Der Änderungsantrag 05/5 verfällt mehrheitlich der Ablehnung.

Kapitel 0502 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge -
nehmigt.

Kapitel 0503

Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
und Staatsanwaltschaften

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 05/12 und 05/11 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD führt an, das Ministerium habe den
Ansatz für Einnahmen aus Gerichtskosten und Gebühren – Titel 111 42 – deutlich
erhöht. Er frage, wie das Ministerium dazu gekommen sei und wie sich die Istein-
nahmen bei dem genannten Titel sowie bei Titel 112 01 – Geldstrafen, Geld-
bußen, Gerichtskosten – derzeit darstellten.

Der Abgeordnete fügt hinzu, auch bei Titel 525 51 – Unterrichtung der in der
Strafrechtspflege tätigen ehrenamtlichen Richterinnen und Richter – sei der
Ansatz angehoben worden. Auch wenn es sich nur um einen geringen Betrag
hand le, interessierten ihn die Gründe hierfür. Außerdem bitte er um Auskunft,
welche Möglichkeiten den ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern gegeben
würden.

Ein Vertreter des Ministeriums der Justiz und für Europa macht darauf aufmerk-
sam, es bestehe die Sondersituation, dass die Kapitel 0511 und 0512 im Prinzip
aufgelöst würden. Den Anmerkungen zu Titel 111 42 sei zu entnehmen, dass sich
die Ansatzsteigerung nicht auf höhere Einnahmen gründe, sondern darauf zurück-
gehe, dass eine Übertragung in das Kapitel 0503 erfolge. Dies seien praktisch die
Mittel, die mit der Notariats- und Grundbuchamtsreform innerhalb des Einzel -
plans umgeschichtet würden.

Das Justizministerium tausche sich regelmäßig mit dem Finanzministerium aus,
um die Haushaltsansätze der realen Entwicklung anzupassen. In der Tat ließen
sich gerade im Grundbuchbereich mehr Anfragen und erhöhte Gebühreneinnah-
men feststellen. Diese würden nachgezeichnet.

Der Minister der Justiz und für Europa ergänzt, mit Schöffen sowie ehren amt -
lichen Richterinnen und Richtern an den Gerichten werde zum Teil nicht ange -
messen umgegangen. Auch seinem Amtsvorgänger sei es ein Anliegen gewesen,
dies zu ändern. Es gehe um eine ehrenamtliche Tätigkeit, die entsprechend ge -
würdigt werden sollte. Das, was das Ministerium an Mitteln bereitstelle, sei nicht
üppig, aber man habe sich auf gemeinsame Mindeststandards verständigt.

Auch sei beabsichtigt, ehrenamtlichen Richterinnen und Richtern die eine oder
andere Weiterbildungsmaßnahme anzubieten. 2019 beginne eine neue Schöffen-
periode. Dies solle mit einer Einladung nach Stuttgart verbunden werden, wobei
es an dem betreffenden Tag um eine Mischung aus Anerkennung und Weiterbil-
dung gehe. Dadurch würden zusätzliche Mittel erforderlich.

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD äußert, die AfD unterstütze dies aus-
drücklich, da Schöffen wertvolle Arbeit leisteten und nicht überall zu finden
seien. Gerade die Gerichtsbarkeit müsse gestärkt werden.

Den Änderungsanträgen 05/12 und 05/11 wird jeweils einstimmig
zugestimmt.

Kapitel 0503 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge -
nehmigt.

Kapitel 0504 einstimmig genehmigt.
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Kapitel 0505

Verwaltungsgerichtsbarkeit

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD erklärt zum Änderungsantrag 05/6, man-
gels einer bundesgesetzlichen Regelung zur Zuwanderung müsse auch Baden-
Württemberg weiter mit einem unkalkulierbaren Maß an Zuwanderung rechnen.
Das Land habe sich darauf einzustellen, dass hier zahllose Verfahren weiter zu -
führen seien. Im Jahr 2017 würden an den Verwaltungsgerichten mehr als 
50 000 neue Klagen aufgrund von Asylverfahren erwartet.

Darauf habe die Regierungskoalition im Haushalt zwar schon mit einem Auf -
wuchs reagiert, doch bleibe dies weit unter den Kapazitäten, die an den Verwal-
tungsgerichten tatsächlich benötigt würden, um der aktuellen Situation Herr zu
werden. Solange das Einspruchsrecht nicht geregelt sei, müsse auch in Baden-
Württemberg mit einer steigenden Zahl an Einsprüchen gerechnet werden. Diese
Verfahren könnten sich nicht Jahre hinziehen. Die Flut an Anträgen – es sei von
Hunderttausenden die Rede – müsse abgearbeitet werden. Darauf habe die Lan-
desregierung mit entsprechenden Zahlen zu reagieren.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP betont, die Situation sei in der Tat
ernst. Darauf reagiere die Landesregierung entsprechend. 

Die AfD beantrage 300 zusätzliche Stellen für Verwaltungsrichter. Dies sei ab-
surd. Es lasse sich nicht nachvollziehen, woher die Stellen kommen sollten und
wie sie in der entsprechenden Qualität, die für Verwaltungsrichter vorgesehen sei,
besetzt werden könnten. Ferner bleibe angesichts dessen, dass die Verfahrens -
zahlen rückläufig seien und dies auch langfristig so sein werde, die Frage offen,
was letztlich mit den zusätzlichen Richterstellen passieren solle. Vor diesem Hin-
tergrund könne seine Fraktion dem Änderungsantrag 05/6 nicht zustimmen. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU zeigt auf, er sehe nicht, dass die be -
antragten 300 zusätzlichen Verwaltungsrichter auf dem Markt zu finden wären.
Auch gebe es keine entsprechenden Raumkapazitäten und bestehe sozusagen kein
Unterbau. Es bilde auch eine Vorsorgemaßnahme für die betreffenden Richter,
dem Antrag nicht zu folgen, da andernfalls nach deren Verbleib zu fragen wäre,
wenn die jetzige Bugwelle abgearbeitet sei.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD merkt an, die AfD meine, mehr Stellen
bedeute gleichzeitig mehr Entscheider. Durch Stellen allein würden jedoch keine
Urteile getroffen. Sie ergingen vielmehr durch Personen. Diese wiederum sehe er
in der von der AfD begehrten Zahl nicht.

Der Abgeordnete der Fraktion der AfD trägt vor, er frage das Ministerium, wie es
die Situation lösen wolle. Seiner Fraktion sei bewusst, dass die Richter nicht in
Zelten untergebracht werden könnten und sich ihre Ausbildung nicht „aus dem
Boden stampfen“ lasse. Ihn interessiere aber, ob das Ministerium ermittelt habe,
wie viele Stellen tatsächlich benötigt würden, um bei den Verwaltungsverfahren
aufs Laufende zu kommen, oder ob der Aufwuchs im Haushalt einfach nur der
Zahl an Richtern entspreche, die auf dem Markt akquirierbar seien.

Der Minister der Justiz und für Europa führt aus, der Ausschuss spreche über eine
Entwicklung, durch die die Justiz derzeit mit am meisten gefordert werde. Die
Frage laute, wie sich die Verwaltungsgerichte so ausstatten ließen, dass sie einer
explodierenden Zahl an Klagen in Asylverfahren hinreichend begegnen könnten.
Allerdings wolle er bei dem, was er an zusätzlichen Stellen für die Justiz be -
anspruche, immer realistisch bleiben, um auch in Zukunft ernst genommen zu
werden.

Die Justiz orientiere sich am Personalbedarfsberechnungssystem PEBB§Y.
Dieses sei zunächst für die ordentliche Gerichtsbarkeit ausgelegt gewesen, dann
aber auch gezielt für die Verwaltungsgerichtsbarkeit angewandt worden. Es hand -
le sich um ein sehr ausgeklügeltes, belastbares System, nach dem sich der tatsäch-
liche Bedarf an Stellen errechne.

Nach heutigem Stand wären auf der Grundlage von PEBB§Y in der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit 50 bis 100 zusätzliche Richterstellen notwendig. Allerdings unter-
stelle PEBB§Y dabei, dass sich die Zahl der Eingänge langfristig in der bisheri-
gen Weise entwickle. Dies wiederum sei nicht realistisch. Eine Bewertung der
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Zahlen des BAMF ergebe, dass bei den Gerichten nicht dauerhaft eine solche Flut
an Klagen wie derzeit ankommen werde. In den nächsten Monaten allerdings
könne noch nicht von einer deutlichen Abnahme ausgegangen werden.

Sein Haus habe also die PEBB§Y-Zahlen unter der Annahme bereinigt, dass die
hohe Zahl der Klagen wieder abnehmen werde, und sei schließlich auf eine Zahl
von 24 zusätzlichen Richterstellen gekommen. Hierbei handle es sich um eine
Momentaufnahme. Er könne nicht versprechen, dass in den nächsten zwei Jahren
nicht erneut über einen zusätzlichen Bedarf an Richterstellen in der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit gesprochen werde. Nach heutigem Stand reichten diese 24 Stellen
aber aus, um 2018 und 2019 der großen Flut an Eingängen Herr zu werden.
Darüber bestehe auch mit dem Präsidenten des Verwaltungsgerichtshofs Ein-
vernehmen.

An den Verwaltungsgerichten gehe es nicht nur um Richterstellen. Vielmehr be -
stehe auch bei den Geschäftsstellen ein erheblicher zusätzlicher Personalbedarf.
Die Klagen gingen nämlich zunächst bei den Geschäftsstellen ein. Diese seien mit
ihren Servicekräften stark gefordert und müssten spontan reagieren.

Die 55 zusätzlichen Stellen, die der Verwaltungsgerichtsbarkeit zugesprochen
worden seien, reichten nach Einschätzung des Ministeriums zunächst aus, um
dem Problem Herr zu werden. Er bekräftige aber seine vorherige Aussage, nicht
versprechen zu können, dass dies so bleibe, da niemand wisse, wie sich die
Asylthematik weiterentwickle. Gegebenenfalls müsse eine Wiedervorlage erfol-
gen.

In einer solchen Ausnahmesituation, wie sie derzeit bestehe, sei die Justiz selbst -
verständlich auch bereit, zunächst mit eigenen Kräften behilflich zu sein. So hät-
ten sich der Verwaltungsgerichtsbarkeit 18 Servicekräfte aus der ordentlichen
Gerichtsbarkeit und der Sozialgerichtsbarkeit kurzfristig zur Verfügung gestellt.
Auch seien fünf Richterinnen und Richter aus der Sozialgerichtsbarkeit bereit
gewesen, kurzfristig in der Verwaltungsgerichtsbarkeit auszuhelfen.

In der Erwartung, dass die Stellen bewilligt würden, habe das Ministerium der
Justiz und für Europa über seine pauschalen Personalmittel in Abstimmung mit
dem Finanzministerium schon vorzeitig Einstellungen vornehmen können, um
relativ schnell zu reagieren.

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der AfD dankt dem Minister für dessen
Ausführungen und insbesondere für den Hinweis auf die Geschäftsstellen. Er
fährt fort, nach Einschätzung des Ministeriums reichten die 55 zusätzlichen
Stellen in der Verwaltungsgerichtsbarkeit zunächst aus. Auch im Hinblick darauf,
dass z. B. räumliche Kapazitäten ebenfalls bereitgestellt werden müssten, frage er,
bei welcher Zahl noch ein gewisser Puffer bestünde.

Ein anderer Abgeordneter der Fraktion der AfD erkundigt sich danach, ob der
Haushalt einen Titel zur Ausbildung von Richtern vorsehe. Er fügt an, wenn das
Justizministerium mit den jetzt zugesprochenen zusätzlichen Stellen zufrieden sei,
ziehe seine Fraktion den Änderungsantrag 05/6 zurück.

Der Minister der Justiz und für Europa teilt mit, bezüglich der räumlichen Kapa -
zitäten seien auch Grenzen erreicht worden. Im einen oder anderen Fall müssten
im Umfeld der Verwaltungsgerichte zusätzliche Räumlichkeiten angemietet wer-
den. Das Ministerium sei dabei, die entsprechenden Probleme zu lösen.

Die Zahl der Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare sei um 100 erhöht
worden, um dem zusätzlichen Bedarf an Stellen im höheren Dienst gerecht wer-
den zu können. Dies habe sein Haus als zwingend erachtet.

Ein personeller Mehrbedarf bestehe nicht nur in der Verwaltungsgerichtsbarkeit.
Vielmehr müssten nach PEBB§Y auch in der ordentlichen Gerichtsbarkeit zusätz -
liche Stellen geschaffen werden. 2017 sei ein Rekord bei den Neueinstellungen zu
verzeichnen. Dafür müsse auch entsprechende Vorsorge getroffen werden.

Der soeben zu Wort gekommene Abgeordnete der Fraktion der AfD zieht den
Änderungsantrag 05/6 zurück.

Kapitel 0505 einstimmig genehmigt.

Die Kapitel 0506 und 0507 werden jeweils einstimmig genehmigt.
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Kapitel 0508

Justizvollzugsanstalten

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 05/1, 05/13, 05/2, 05/14 und 05/15
mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD legt dar, die SPD habe den Bericht des
Ministeriums zum Staatshaushaltsplan 2018/2019 mit dem vorliegenden Etat -
entwurf abgeglichen und sei vom Ergebnis überrascht gewesen. Er zitiere Seite 51
des Berichts:

        Über die Neustellen hinaus sollen finanzielle Anreize für die Laufbahntätig -
keiten durch deutliche Stellenhebungen in der Laufbahn des mittleren Voll -
zugsdienstes, durch die Ausbringung einer Stellenzulage für die zur Be -
schäf ti gung und Ausbildung der Gefangenen eingesetzten Bediensteten des
Werkdienstes sowie durch die Erhöhung der Stellenzulage für den Einsatz
im Sanitätsdienst geschaffen werden.

Nach Auffassung der SPD sollten nicht nur Neustellen ausgewiesen werden, son-
dern sei auch die Struktur bei den Justizvollzugsbediensteten zu verbessern. Fer -
ner sollten nicht nur Neustellen im Eingangsamt ausgebracht, sondern auch Be-
förderungen ermöglicht werden. 

Die SPD sehe sich bei ihrem Änderungsantrag 05/1 in Einklang mit dem, was das
Ministerium selbst fachlich für richtig und notwendig erachte. Er hoffe, dass sich
diese Gemeinsamkeit nachher auch im Abstimmungsverhalten im Finanzaus -
schuss zeige, sodass den Justizvollzugsbediensteten, die sich jetzt im Dienst be-
fänden, entsprechende Signale gegeben werden könnten.

In der Jugendstrafanstalt Adelsheim werde das Projekt ReSo Adelsheim und in
der Justizvollzugsanstalt Ravensburg das Projekt ZAP – Zukunft in Arbeit mit
Perspektive – durchgeführt. Das Justizministerium bezeichne es in seinem Bericht
als notwendig, die beiden Projekte fortzuführen. Allerdings fänden sich im
Einzelplan 05 keine entsprechenden Mittel. Erst nach öffentlichen Hinweisen hät-
ten auch die Regierungsfraktionen einen Änderungsantrag eingebracht – 05/15 –,
in dem sie begehrten, Mittel zur Fortführung der beiden Projekte einzustellen.

Allerdings beinhalte der Änderungsantrag 05/15 keinen Gegenfinanzierungs -
vorschlag. Die SPD hingegen, die im Änderungsantrag 05/2 ihrerseits Mittel zur
Fortführung der angesprochenen Projekte fordere, schlage zur Gegenfinanzierung
vor, den Normenkontrollrat zu streichen. Die beiden Projekte in Ravensburg und
Adelsheim erschienen ihr deutlich wichtiger als der Normenkontrollrat.

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE erwidert, die SPD auf Bundesebene sei
federführend an der Einführung eines Normenkontrollrats beteiligt gewesen. Es
gebe also durchaus Vertreter der SPD, die einen Normenkontrollrat im Sinne des
Bürokratieabbaus als sehr sinnvoll ansähen.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD entgegnet, ein Fraktionskollege von ihm
habe diese „Geschichte“ im Rahmen der heutigen Beratungen schon ausgeräumt.
Insofern könne die SPD ihre Forderung nach Streichung des Normenkontrollrats
aufrechterhalten.

Der Änderungsantrag 05/1 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 05/13 stimmt der Ausschuss einstimmig zu.

Mehrheitlich verfällt der Änderungsantrag 05/2 der Ablehnung.

Dem Änderungsantrag 05/14 wird mehrheitlich zugestimmt.

Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag 05/15 einstimmig zu.

Kapitel 0508 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge -
nehmigt.
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Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP verweist auf die schriftliche Be-
gründung des Entschließungsantrags 05/7.

Der Entschließungsantrag 05/7 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0509 bis 0512 jeweils einstimmig genehmigt.

Der Vorsitzende stellt fest, dass zu den Sanierungs- und Erhaltungsmaßnahmen
für den Bereich des Justizministeriums keine Fragen bestünden.

Er dankt den Vertreterinnen und Vertretern des Ministeriums der Justiz und für
Europa für die Teilnahme an der Sitzung.

06. 12. 2017

Manfred Kern
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